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AuchdieKom-
munikation
ist keineherr-
schaftsfreie
Sphäre. Ein
Ja garantiert
nicht, dass
eineFrauSex
zu ihrenBedin-
gungenhat.

Jede grosse Liebe beginntmit einem
Nein der Frau», twitterte Roger Köppel
vergangenenMittwoch nach der
Debatte im Ständerat über die Revision

des Sexualstrafrechts. Prompt wurde der
streitbare Verleger und Politiker der Ver-
harmlosung von Vergewaltigungen bezich-
tigt. Aufschlussreicher ist eine Diskussion
über die Zeitform der beabsichtigten Provo-
kation. Hätte Köppel die Vergangenheitsform
gewählt, hätte er geschrieben, dass einst jede
grosse Liebemit einemNein begann, seine
Analyse wäre korrekt gewesen.

Jahrhundertelang nämlichwar die Frau
als «Gatekeeperin des Sexes» (Jaclyn Fried-
man) dafür verantwortlich, dass es ihn vor
und ausserhalb der Ehe nicht gab. Sie hatte

sich zu zieren, sich rar zumachen, Nein zu
sagen, auch gegen ihre Lust.

Genau so, wie Scarlett O’Hara in der
berühmten Treppenszene aus demHolly-
wood-Epos «VomWinde verweht» Rhett
Butler abweist, mit ihren zierlichen Fäusten
auf ihn einschlägt, als er sie die Treppe hoch-
trägt undmit ihr im Schlafzimmer ver-
schwindet. AmMorgen danach räkelt sich
eine sichtlich befriedigte Scarlett im Bett.

Das Neinwurde zu einem Jaaahh! Die
Filmszene aber wandelte sich binnen knapp
dreier Generationen von einer der berühm-
testen Verführungsszenen der Film-
geschichte zu einem in Amerika zensurierten
Akt der Vergewaltigung.

WennKöppelmit seinemTweet also etwas
beweist, dannnur, dass er aus der Zeit gefal-
len ist – oder aber selbst viele Körbe kassiert
hat. ImKern jedoch trifft sein Tweet exakt
den Punkt, über den beimneuen Sexualstraf-
recht gestrittenwird:Wer ist heuteGate-
keeper und sorgt für die gesellschaftlich
gewünschte Formvon Sex, nämlich einver-
nehmlichen? Sind alleHandlungen vor dem
erstenNein okay?Oder braucht es die aus-
drückliche Einwilligung spätestens nach dem

erstenKuss? Reicht das Ausbleiben eines
Neins, bleibt das Gatekeeping bei der passiven
Person (eswäre sexistisch, von einer Frau
auszugehen). Hat der Initiierende der sexuel-
lenHandlung für Zustimmung zu sorgen,wird
die Verantwortung an ihn oder sie delegiert.

Leider ist die ganze Diskussion bloss eine
Kopfübung, denn Sex lässt sich nur in der
Theorie in eine binäre Nein-Ja-Logik zwän-
gen. Den Reiz einer Liebesnachtmacht
gerade die Tatsache aus, dass sie sich aus
demAugenblick ergibt, dass Spielfeld und
Spielart vom Paar bestimmtwerden und die
Kommunikation von Lust nicht imDuden
geregelt ist. JederMensch, der sexuell aktiv
ist, hat das am eigenen Leib erfahren. Sex ist
zuallererst ein Akt des Vertrauens.

Exakt deshalb wird die Delegation des
Problems an die Richter nichts an den juristi-
schen Fakten ändern: Vier-Augen-Delikte
sind schwer zu ahnden, ob nun dieWider-
spruchs– oder die Zustimmungslösung im
Gesetz festgeschriebenwird. Sind sich Täter
und Opfer uneinig, ob dem Sex ein Ja voran-
ging, wird das Gericht den Bruch desWillens
des Opfers nachweisenmüssen. Gelingt das
nicht, gilt «im Zweifel für den Angeklagten».
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SexentziehtsichderbinärenJa-Nein-Logik
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Wenn die Zustimmungslösung juristisch
nicht überlegen ist, bleibt die Frage, ob sie es
wenigstens normativ ist. Tatsächlich ist das
«Nur Ja heisst Ja»-Modell anspruchsvoller,
da esmehr Achtsamkeit und Kommunika-
tion aller Beteiligten voraussetzt. Und Kom-
munikation ist noch immer der Schlüssel für
allseitig befriedigenden Sex.

Allerdings darf nicht vergessen gehen:
Auch Kommunikation ist keine herrschafts-
freie Sphäre. Ein Ja garantiert nicht, dass
eine Frau Sex zu ihren Bedingungen hat. Es
gibt das Ja aus Angst, Scham oder Pflicht-
gefühl. Einvernehmlichkeit setzt Frauen
voraus, die als selbstbestimmte Sexualakteu-
rinnen handeln, undMänner, die Frauen als
solchewahrnehmen. Sie ist nichtmit einem
«Nur Ja heisst Ja» imGesetzbuch herzustel-
len.Wie Übergriffe Tag für Tag zeigen, ist
Einvernehmlichkeit eben nicht die logische
Folge der gesetzlichen Gleichstellung. Sie ist
vielmehr eine Konsequenz der tatsächlich
gelebten Gleichwertigkeit der Geschlechter,
des geteilten Gatekeepings.

DerSpreng-
kopf aber
bleibt intakt,
undder
Mittlere
Westen
Amerikas
entgehtder
Auslöschung
unter einem
gigantischen
Atompilz.

Gastkolumne

Dasmenschengemachte Tor zur
Hölle liegt inmitten einer lieblichen
Landschaft neben Ortschaftenmit
Namenwie Velvet Ridge, Mountain

Home undWonderview. Von aussen kaum
sichtbar, steht in einer unterirdischen Gross-
anlage Titan II, eine dreissigMeter lange und
drei Meter breite Interkontinentalrakete,
bestücktmit einem thermonuklearen
Sprengkopf. Es ist die Atomwaffemit der
grössten Zerstörungskraft im amerikani-
schen Arsenal. Ihre Sprengkraft beträgt neun
Megatonnen. Das sind dreimalmehr als alle
Bomben zusammen, die im ZweitenWelt-
krieg abgeworfenwurden, inklusive jenen
über Hiroshima undNagasaki.

Es ist der 18. September 1980 um 18Uhr 30,
ein lauer Spätsommerabend imHerzen von
Arkansas, als zwei Angestellte der Anlage
Wartungsarbeiten an der Rakete vornehmen.
Einem der beiden ist vor der Sicherheits-
schleuse ein kleines Versehen unterlaufen.
Er hat statt eines Drehmomentschlüssels
einen Ratschenschlüssel eingepackt. Als
er damit die Buchse des Oxidationsmittel-
tanks öffnet, löst sich diese vom Schlüssel,
rutscht durch einen schmalen Spalt der
Plattform, fällt zwanzigMeter hinunter,
prallt von einer Schubhalterung ab und
durchdringt die oberste Haut der Rakete.
EinenMoment später spritzt aus ihr hoch-

explosiver Treibstoff «wieWasser aus einem
Gartenschlauch».

Der Zwischenfall löst die vorgesehenen
Abläufe zur Eindämmung des Schadens und
zur Evakuierung der Besatzung aus. Doch
das Verhängnis nimmt seinen Lauf. Umdrei
Uhr früh erschüttert eine gewaltige Explo-
sion die Anlage. Sie sprengt die 740 Tonnen
schwere Betondeckeweg und katapultiert
den oberen Teil der Raketemit demnuklea-
ren Sprengkopf ins Freie. Als die Rakete
neben der Betonplatte auf demBoden auf-
schlägt, explodiert auch sie. Der Sprengkopf
aber bleibt intakt, und derMittlereWesten
Amerikas entgeht der Auslöschung unter
einem gigantischen Atompilz.

Das Schicksal der Titan II von 1980 ist kein
isoliertes Ereignis. Es steht in einer langen
Reihe von Unfällenmit Atomwaffen und
verläuft im Vergleich zu früheren Havarien
eher glimpflich. Die Explosion fordert
ein Todesopfer und über zwanzig Verletzte.
Vor allem aber sind um 1980, anders als zu
Beginn des Atomzeitalters, hohe Sicherheits-
mechanismen eingebaut, die selbst bei
einem schweren Zwischenfall die Detonation
des Sprengkopfs verhindern. Das Pentagon
hat für die Jahrzehnte von 1950 bis 1980
32 gefährliche Zwischenfälle eingeräumt,
bei denen Kernwaffen verloren gingen,
aus Flugzeugen fielen oder ohne Absicht
abgefeuert wurden. Die Dunkelziffer dürfte
viel höher liegen.

Wie knapp dieWelt an nuklearen Selbst-
bombardierungen vorbeischlitterte, verdeut-
licht ein Desaster, das sich 1961 über North
Carolina abspielte. Ein B-52-Bomber explo-
dierte in der Luft, wobei zweiWasserstoff-
bomben abgeworfenwurden. Die eine «über-
lebte» den Aufprall nahezu intakt, die andere
landete in einem Sumpf und zerbrach in

mehrere Stücke. Fünf von sechs Sicherheits-
vorkehrungen versagten, der Urankern
löste sich aus der Bombe und versank. Er
wurde niemehr gefunden. Angeblich ist
bis heute amAbsturzort keine Strahlung
gemessenworden.

Für Eric Schlosser, der diese undweitere
Beinahe-Katastrophen in seinemBuch
«Command and Control»minuziös aufge-
arbeitet hat, ist die atomare Pech-und-
Pannen-Geschichte ein schlagendes Beispiel
dafür, wie irrational unser Umgangmit
lebensbedrohlichen Risiken ist. Während des
Kalten Krieges stand dieWelt gebannt vor
demGleichgewicht des Schreckens, das die
Nuklearmächte aufgebaut hatten. Dabei war
allen Regierungen klar, dass ein atomarer
Erstschlag selbstzerstörerischwäre.Wäh-
rend normale Bombenmilitärisches Zerstö-
rungsgerät waren, funktionierten Atom-
bomben als politische Detonationsverhinde-
rungsmaschinen. Die grösste Gefahr, die von
ihnen ausging, war nicht der gezielte Einsatz,
sondern die versehentliche Explosion. Nur
kümmerte sich darum kaum jemand, ausser
die Techniker, die täglichmit demTeufels-
zeug zu tun hatten.

Schlossers Geschichte hilft uns heute,
Putins Drohungmit der Atombombe richtig
einzuordnen. Bei einemErstschlag drohen
Russland nachwie vor verheerende Folgen.
Angst vor Putins Nukleararsenal ist kein
Argument, um die Ukraine nur symbolisch
zu unterstützen. Die grössere Gefahr lauert
anderswo. Es dürfte eher geschehen, dass
eine fehlgeleitete Rakete in einemukraini-
schen AKWeinschlägt, als dass imKreml der
rote Knopf gedrückt wird.

Caspar Hirschi ist Professor für Allgemeine
Geschichte an der Universität St. Gallen.

DieGefahrvon
Bomben,die
nieexplodieren
sollen

DasHauptrisikovonAtombomben
bestand langenicht in ihrem
militärischenEinsatz.Wasdas für
dieUkraine zubedeutenhat
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In der heutigen Zeit erhalten die-
jenigen Aufmerksamkeit, Zuspruch
und staatliche Unterstützung, die
sich als Opfer positionieren können.

Dass eines Tages auch Journalistinnen
und Journalisten diesen Status anstreben
würden, war nur eine Frage der Zeit.
Nun ist es soweit.

Vor allem seit der Corona-Pandemie
hätten Beschimpfungen, Drohungen oder
körperliche Attacken zugenommen,
stellte das Bundesamt für Kommunika-
tion (Bakom) kürzlich fest. Umdas
gravierende Ausmass eines behaupteten
Missstands zu betonen, wird gern zum
Mittel der Umfrage gegriffen.Wichtig ist
dabei nicht, wemwelche Fragen gestellt
werden –wichtig ist nur das Ergebnis.
Diesesmuss die Reaktion «Schlimm!»
provozieren, weil sich so staatliches Han-
deln besser rechtfertigen lässt.

Auch das Bakom befolgte dieses
Rezept. Dochweniger als 200Medien-
schaffende haben sich an der Sondage
beteiligt. 83 gaben an, schon Opfer von
Attacken gewesen zu sein, meist in Form
von beleidigenden Zuschriften im digita-
len Raum. Die Aussagekraft des Ergebnis-
ses ist angesichts der Zahl von fast 15000
Medienschaffenden gleich null. Dennoch
erarbeitet das Bundesamt nun einen
nationalen Aktionsplan zum Schutz von
Journalistinnen und Journalisten. Sicher
werden in diesemRahmen dann Subven-
tionen gesprochen –was ja das Ziel aller
ist, die Opfer sein wollen.

Dass es Gewalt gegen Journalisten gibt,
ist eine Tatsache. In der Ukrainewerden
sie von Putins Truppen erschossen, in
China oder der Türkei ins Gefängnis
gesteckt. Die Situation in der Schweiz ist
damit nicht zu vergleichen. Hier gilt:
Journalisten teilen aus undmüssen auch
etwasmehr aushalten können. Undwo es
zuwirklichen Übergriffen kommt, funk-
tionieren Polizei und Rechtsstaat gut. Für
den Rest braucht es keinen nationalen
Aktionsplan. Die Delete-Taste genügt.

Medienkritik

Dieneuste
Opfergruppe:
Journalisten

Felix E. Müller ist Senior Advisor des SEF
und daneben publizistisch tätig.
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Diesen Sommer sind so viele Lehrerstellen noch offen
wie nie. Tausende Schülerinnen und Schüler wissen
noch nicht, wer sie nach den Ferien unterrichtenwird.
Die Krise in den Klassenzimmernwirdmit Notmassnah-
men bewältigt. Lehrer werdenmit Reka-Checks und
Gratisparkplätzen geködert. Zur Not stellen die Schulen
auch Personen ohne pädagogische Ausbildung an. Zu
hoffen ist aber auch, dass die Politik die Krise zum
Anlass nimmt, genauer hinzuschauen. Denn eigentlich
herrscht in der Schweiz gar kein Lehrermangel. Das
Land zählt so viele ausgebildete Pädagoginnenwie nie.
Die Zahl der Studierenden an den pädagogischenHoch-
schulen hat sich innert fünfzehn Jahrenmehr als ver-
doppelt. Das Problem ist: Viele verlassen den Lehrer-
beruf – der Rest arbeitet vorwiegend Teilzeit.Wenn nur
imKanton Zürich alle Lehrer ihr Pensumumein Prozent
aufstockenwürden, wären 250 zusätzliche Stellen
gedeckt.Warum aber ist der Beruf zumÜbergangs- oder
Teilzeitjob geworden? Liegt es an der höheren Belastung
wegen der inklusiven Schulung oder zu vielen adminis-
trativen Aufgaben? Liegt es an falschen Vorstellungen
jener, die den Beruf wählen? Es gilt, die Gründe dafür zu
erforschen und anzugehen – jenseits vonKrisenmanage-
ment und gewerkschaftlichen Forderungen. So gesehen,
kann diese Krise auch eine Chance sein.René Donzé

Eigentlich herrscht gar kein
Lehrermangel

Schule

Jetzt kaufen, später bezahlen. Unter diesemverlocken-
denMotto lanciert der iPhone-Hersteller dieMöglichkeit,
über denHandy-Bezahldienst Apple PayDinge zu kaufen
und hinterher in Raten zu begleichen. Vorerst in den
USA, doch sicher bald auch in der Schweiz – zumal das
Phänomen «Buy now, pay later» längst hier angekom-
men ist. Konsumenten könnenMöbel oder Luxusuhren
ohne Aufpreis in Raten abstottern. Die bange Frage ist,
ob allemit der Versuchung umgehen können, die solche
Angebotemit sich bringen. Die Gefahr der Überschul-
dung ist real.Was tun? Ambesten haltenwir an unserer
relativ liberalen Regelung fest. Jede und jeder soll frei
sein, sich leichtsinnig zu verhalten undDinge auf Pump
zu kaufen.Mit der Erfordernis, Konsumkredite in einem
zentralen Register zu erfassen, hat die Schweiz ja bereits
einwirksames Sicherheitsdispositiv. Gleichzeitigmuss
sieMenschen, die in finanzielle Probleme geraten, einen
Weg aus der Schuldenfalle aufzeigen. Genau das schlägt
jetzt der Bundesratmit einer Gesetzesänderung vor. Er
will neue Sanierungsmöglichkeiten schaffen, die Privat-
personen einmal alle fünfzehn Jahren eine vereinfachte
Entschuldung erlauben. Freiheit und zweite Chancen
sind beides grossartige Konzepte.Markus Städeli

Der Kreditboom schafft
Probleme. Sie sind lösbar

KaufenaufPump

Seit die Corona-Massnahmen aufgehoben sind, gilt im
Kulturbetriebmehr denn je: DieMenschen strömen zu
den grossen Kisten undmeiden die Nischen. Umso
wichtiger ist es, dass Subventionsgeber etwaswagen
und das Geld auf weniger Köpfe verteilen. Denn ihr
bisheriges Giesskannenprinzip läuft auf eine Groteske
hinaus: die Subventionierung leerer Säle.Wer diese
füllenwill, muss sich in der digitalen Aufmerksamkeits-
ökonomie behaupten. Eine unbekannte Künstlerin
braucht die Zeit und dieMittel, um sich eine Commu-
nity aufbauen zu können. Pro Helvetia zeigt Interesse
an solchen Ideen. Einen Kulturwandel kann es aber nur
geben, wenn auch die potenteren Geldgeber umdenken,
die Kantone und die Grossstädte. Linus Schöpfer

Schmelzt die Giesskanne ein!
Kultursubventionen

Erfahrene Politikerinnen und Politiker
wissen, dass öffentliche Auftritte
dazu da sind, um schiefe Dinge
wieder zurechtzubiegen. Dass der

von Bundespräsident Ignazio Cassis am
Weltwirtschaftsforum in Davos neu geprägte
NeutralitätsbegriffWellen schlagenwürde,
ist ein solch gelungener Schachzug. Die
Schweizer Neutralität wurde einweiteres
Malmit einem neuen Adjektiv aufgerüstet,
um sie vor ihrem politischen Abdanken zu
bewahren.

«Kooperativ» ist die aktuelle Schweizer
Neutralität laut Cassis nun. Die Liste ihrer
Umschreibungen in den letzten Jahrzehnten
ist lang. Neutralität kennt vieleMelodien,
gespielt wird, was jeweils passt.Wo dasWort
«Frieden» gehört werdenwill, pocht die
Schweizer Neutralität auf ihre humanitäre
Komponente, bei einemmultilateralen
Gipfeltreffen ist es der Ausdruck «koopera-
tiv», der ammeisten hermacht.

Seit mit der russischen Invasion in der
Ukraine vom 24. Februar 2022wieder laute
Töne gefragt sind – eine Politik der klaren
Haltung, der Verantwortung –, heisst Neutra-
lität neuerdings: Position zu beziehen. Dass
man beim bestenWillen nicht gleichzeitig
neutral sein und eine Position zumKonflikt
haben kann, sticht bei all den bis anhin
zementiertenWidersprüchen des Begriffs
gar nichtmehr ins Auge. Dass so einiges in
der Neutralitätspolitik der Schweiz nicht
aufgeht, wissen auch Cassis’ Zuhörerinnen
und Zuhörer in Davos. Das blieb auch nach
seiner Rede so.

Die skeptischen Blicke in Davos sind vor
allem den Kontroversen rund umdie jüngs-
ten Entscheide der Schweiz imUkraine-Krieg
geschuldet. Mit demBeschluss des Bundes-
rats vom 28. Februar 2022, die EU-Sanktio-
nen gegen Russland zu übernehmen,machte
die Schweiz über Nacht international Schlag-
zeilen. Das Bild der Neutralität auf der Kippe
mobilisierte auch innenpolitisch, von links
bis rechts. Die Auslegungen des Begriffs rei-
chen von rigide bis überspannt, doch in

einem Punkt kommen sie zusammen: Die
Neutralität per se ist noch immer eine
Grundsäule nationaler Identität, die einiges
mitreissenwürde, sollte sie tatsächlich
fallen. Es wird also so ziemlich alles daran-
gesetzt, dass sie es nicht tut.

Da die Neutralitätspolitik international
und innenpolitisch kaum reguliert ist, schien
das – völkerrechtlich klar definierte – Neutra-
litätsrecht ein guter Ausweg aus diesem
Begriffschaos zu sein. Man einigte sich
darauf, dass das Neutralitätsrecht unantast-
bar sei, während die konkrete politische
Auslegung der neutralen Haltung in bewaff-
neten Konflikten und darüber hinaus eine
Sache der geopolitischen Dynamik und der
Zeit sei – und somit wandelbar.

Aber wird dieses Neutralitätsrecht nicht
nichtig, wenn parallel dazu eine Neutralitäts-
politik ausgeübt wird, die ihm entgegen-
wirkt?Mit anderenWorten: Verliert nicht das
Neutralitätsrecht seinen Sinn- undWert-
gehalt, wenn die Neutralitätspolitik ihre

Funktion der neutralen Haltung nicht
mehr erfüllt?

Selbst die Auslegung des an sich strikten
Neutralitätsrechts versetzt die Schweiz
zuweilen in Erklärungsnot. Irgendwie –
stückweise und auf Umwegen – landen
doch Schweizer Rüstungsgüter in Kriegs-
gebieten. Unlängst etwa auch in Jemen. Für
die Kriegshandlung spielt es keine Rolle, ob
Waffen in fertiger Ausführung eintreffen
oder ob die Teile noch zusammengebaut
werdenmüssen. Auch dassman sie nurmit-
finanziert hat, macht keinen Unterschied.
DieWirkung von Krieg geht weit über seinen
Schauplatz hinaus, Macht entscheidet sich
imHintergrund.

Neutralität stützt auf ein Paradox, das sich
im Falle der EU-Sanktionen gegen Russland
zeigt. Handelt man nach einem rigiden Ver-
ständnis und verweigert die Übernahme der
Sanktionen, so wird dasmachtüberlegene
Russland begünstigt.Wird imGegenzug der
Entscheid der Sanktionsübernahmemit
Wertargumenten undHumanität begründet,
ist dies zwar legitim, dennoch bleibt es ein
Positionsbezug zugunsten der Ukraine, ein
Einwirken auf den Kriegsverlauf und somit
de facto ein Neutralitätsbruch.

Egal wieman es dreht, Politik schliesst
Neutralität im Grunde aus. Es gibt keine
Neutralität in der Politik.Was nicht in der
Politik sein kann, kann umsoweniger im
Krieg sein, denn letztlich ist Krieg eine Form
der Ausartung politischer Konflikte.

Vielleicht verstehenwir nun, warumdie
Aussenwelt etwas anderes in uns sieht als
wir selbst – und können auch hören, was
hinter vorgehaltener Hand über uns gesagt
wird. Nämlich, dass unsere Bilderbuch-
neutralität inmancherlei Augen – ein-
schliesslich deren in Davos – lediglich ein
Synonym für Opportunismus ist.

Gilt es nicht jetzt, das Unsagbare auszu-
sprechen?

Vielleicht ist nun die Zeit gekommen,
eine Politik der klaren Haltung nicht länger
als ein Schreckgespenst anzusehen.

DerexterneStandpunkt

DerKrieg inderUkraine ist zueinemTest fürdieSchweizerNeutralität
geworden.Möglicherweise reicht es künftig nichtmehr, ihr einfachein
neuesAdjektivumzuhängen,meintEnxhiHajredinaj

Unser Traum? Für jeden Anlass
die passende Neutralität

Chappatte

EnxhiHajredinaj

Enxhi Hajredinaj, 28, ist Politikwissenschaf-
terin. Sie arbeitet derzeit als Analystin in
der öffentlichen Verwaltung in Bern und
doktoriert in Genf zur strukturellen Unter-
repräsentation von Drittstaaten-Migranten
in der Politik. Hajredinaj wurde in Tirana
geboren, sie kammit fünf Jahren mit ihren
Eltern als Flüchtling in die Schweiz.


